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leitungen gelingt, ihre im AGB geregelten Rechte umfassend 
wahrzunehmen. Voraussetzung ist, daß diese Rechte gründ­
licher erläutert werden und jedem bewußt sind. Deshalb ist 
es notwendig, während der Wahlen auch darüber zu sprechen, 
wie mit dem Arbeitsgesetzbuch die Rechte der Mitgliederver­
sammlungen, der Vertrauensleutevollversammlungen, der be­
trieblichen Gewerkschaftsleitungen sowie der Vertrauensleute 
und Gruppenfunktionäre weiter ausgestaltet wurden und wie 
sie noch besser zu nutzen sind.

Bei der Verwirklichung der gewerkschaftlichen Rechte 
im Betrieb nimmt der Vertrauensmann eine Schlüsselstellung 
ein. Er hat täglich unmittelbaren Kontakt zu den Mitgliedern 
seines Arbeitskollektivs. Das ermöglicht es gerade ihm, Ini­
tiativen, Vorschläge, Hinweise und Kritiken sofort aufzugrei­
fen und mit für ihre Auswertung zu sorgen. Sein Ansehen, 
seine Autorität im Kollektiv und darüber hinaus im Betrieb 
werden wesentlich dadurch bestimmt, wie er es versteht, 
seine gesetzlichen Rechte für die gewerkschaftliche Interes­
senvertretung zu nutzen. Gelingt ihm das, leistet er einen 
wichtigen Beitrag zur weiteren Erhöhung des Staats- und 
Rechtsbewußtseins und zur Festigung des Vertrauens der 
Mitglieder zu ihrer Klassenorganisation.

Mit den Gewerkschaftswahlen wurden auch Vertrauens­
leute gewählt, denen diese verantwortungsvolle Funktion erst­
malig von den Gewerkschaftsmitgliedern übertragen 
wurde. Die gewerkschaftlichen Vorstände und Leitun­
gen sollten dafür sorgen, daß sie mit ihren konkret ausgestal­
teten Rechten im Arbeitsgesetzbuch vertraut gemacht werden. 
Insbesondere auf das Recht zur Mitwirkung an der Plan­
diskussion, an der Ausarbeitung des BKV, an der Organisie­
rung und Führung des sozialistischen Wettbewerbs, am Ein­
stellungsgespräch, an Gesprächen zur Vorbereitung von 
Änderungs-, Delegierungs-, Aufhebungs- und Uberleitungs­
verträgen oder auf das Recht zur Mitwirkung im Disziplinar­
verfahren sind sie hinzulenken. Die Kenntnis ihrer Rechte 
und der daraus resultierenden Aufgaben ist gerade für die 
neugewählten Funktionäre unverzichtbares Rüstzeug für ihre 
künftige Arbeit.

Es entspricht der Bedeutung der gewerkschaftlichen Grund­
organisationen und der Rolle des Vertrauensmannes, daß die 
Rechte der Vertrauensleutevollversammlungen durch das Ar­
beitsgesetzbuch erweitert wurden. Die gewerkschaftlichen Mit­
gliederversammlungen und die Vertrauensleutevollversamm­
lungen sind die wichtigsten gewerkschaftlichen Organe für die 
ständige demokratische Mitarbeit der Gewerkschaftsmitglie­
der und der Vertrauensleute. Denn dort werden alle grund­
legenden Fragen der Entwicklung des Betriebes und der Ar­
beite- und Lebensbedingungen von den Werktätigen beraten 
und entschieden. Dort verlangen die Werktätigen vom Be­
triebsleiter Rechenschaft. Diese Versammlungen sind auch das 
Forum, auf dem der Vertrauensmann wertvolle Anleitung, 
Hinweise, Informationen und Erfahrungen für seine politische 

-Arbeit erhält und wo er selbst Hinweise geben und Vorschläge 
unterbreiten kann.

Betriebliche Gewerkschaftsleitungen — 
Interessenvertreter der Werktätigen

Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen tragen eine hohe 
Verantwortung für die gründliche Vorbereitung, Ausgestal­
tung und Auswertung regelmäßiger Versammlungen der Mit­
glieder und Vertrauensleute. So nimmt z. B. die Betriebsge­
werkschaftsleitung das gewerkschaftliche Vereinbarungsrecht 
durch die kollektive Beratung und die Entscheidung der Ver­
trauensleutevollversammlung über den Betriebskollektivver­
trag wahr. Dabei sichert sie gleichzeitig über ihr Kontrollrecht 
die gesetzlich geforderte demokratische Mitwirkung der Werk­
tätigen bei der Ausarbeitung dieses bedeutsamen Dokuments 
und die Rechenschaftslegung des Betriebsleiters über die Er­
füllung seiner im BKV übernommenen Verpflichtungen.

Mit der Unterbreitung von Vorschlägen und der Abgabe 
von gewerkschaftlichen Stellungnahmen, zum Beispiel zum 
Planentwurf oder zur Rationalisierungskonzeption, schafft 
die betriebliche Gewerkschaftsleitung die Voraussetzungen da­
für, daß die Vorschläge und Hinweise der Werktätigen wirk­
sam werden.
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Verantwortungsvoll, nach sorgfältiger Prüfung und kol­
lektiver Beratung entscheiden die zuständigen Gewerkschafts­
leitungen über die vom Gesetz verlangte gewerkschaftliche 
Zustimmung zu wichtigen Entscheidungen des Betriebsleiters. 
Diese gewerkschaftlichen Beschlüsse sind Voraussetzung für 
die Rechtswirksamkeit betrieblicher Maßnahmen auf vielen 
Gebieten, z. B. einer Kündigung. Jede Gewerkschaftsleitung 
ist deshalb gut beraten, wenn sie ihr Zustimmungsrecht sorg­
fältig und umfassend wahrnimmt.

Das Informationsrecht versetzt die Gewerkschaftsleitungen 
in die Lage, sachkundig auf der Grundlage der Kenntnis der 
betrieblichen Probleme und Aufgaben an der Leitungs- und 
Planungsarbeit mitzuwirken. Ausreichende Informationen


